
RiStBV: 13 Feststellung der persönlichen Verhältnisse des Beschuldigten

13  Feststellung der persönlichen Verhältnisse des Beschuldigten 
 
(1) 1Die persönlichen Verhältnisse des Beschuldigten, insbesondere die richtige Schreibweise seines 
Familien- und Geburtsnamens, sein Geburtstag und Geburtsort und seine Staatsangehörigkeit, sind 
sorgfältig festzustellen; führt er einen abgekürzten Vornamen, ist auch der volle Vorname anzugeben. 2Bei 
Personen ohne deutsche Staatsangehörigkeit sind die Passnummer und die Namen der Eltern 
(einschließlich deren Geburtsnamen) festzustellen. 3Wird bei einer Vernehmung auf die Angaben zur 
Person in einer früheren polizeilichen Vernehmung verwiesen, sind diese mit dem Beschuldigten im 
Einzelnen durchzusprechen und, wenn nötig, zu ergänzen. 4Können die Eintragungen im 
Bundeszentralregister für die Untersuchung von Bedeutung sein und ist eine Registerauskunft bei den 
Akten, ist der Beschuldigte auch hierüber zu vernehmen. 5Bestreitet er, die in der Auskunft genannte 
Person zu sein, oder behauptet er, die Eintragungen seien unrichtig, ist auch dies in die Niederschrift 
aufzunehmen.

(2) Der Beschuldigte soll ferner befragt werden, ob er sozialleistungsberechtigt ist (Angaben über 
Rentenbescheid, Versorgungsbescheid, Art der Verletzung), ob er Betreuungen, Vormundschaften oder 
Pflegschaften führt, ob er die Erlaubnis zum Führen von Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen, eine 
gewerbliche Erlaubnis oder Berechtigung, einen Jagd- oder Fischereischein, eine waffen- oder 
sprengstoffrechtliche Erlaubnis oder Genehmigung, ein Schiffer- oder Lotsenpatent besitzt (Angabe der 
ausstellenden Behörde und der Nummer des Ausweises), ob er für die laufende oder für die nächste 
Wahlperiode als Schöffe gewählt oder ausgelost ist (Angabe des Ausschusses nach § 40 GVG) und ob er 
ein richterliches oder ein anderes Ehrenamt in Staat oder Gemeinde ausübt.

(3) 1Ist der Beschuldigte ein Soldat der Bundeswehr, sind der Dienstgrad, der Truppenteil oder die 
Dienststelle sowie der Standort des Soldaten festzustellen. 2Bei Reservisten der Bundeswehr genügt die 
Angabe des letzten Dienstgrades.

(4) Besteht Fluchtgefahr, ist festzustellen, ob der Beschuldigte einen Pass oder einen Personalausweis 
besitzt.

(5) Nach dem Religionsbekenntnis darf der Beschuldigte nur gefragt werden, wenn der Sachverhalt dazu 
Anlass gibt.

(6) Die Angaben des Beschuldigten sind, soweit veranlasst, nachzuprüfen; wenn nötig, ist eine 
Geburtsurkunde anzufordern.


